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Geheimes, internes BMI-Dokument zum Umgang mit Covid-19,  

Intern und eingestuft als „Verschlusssache – nur für den Dienstgebrauch“ (VS-NfD) 

 

Auf den nachfolgenden Seiten stellen wir alle 17 Seiten des als VS-NfD eingestuften, geheimen, internen Papiers 

des „Bundesministerium des Inneren, für Bau und Heimat“ (BMI) zum Umgang mit Covid-19 vor. Es skizziert den 

Entscheidungsprozess, welcher zum deutschen Shutdown führte. Das BMI war in dieser Entscheidung weitestgehend 

federführend. Ebenso wird das wohl realisierte politische Handlungsszenario „Hammer & Dance“ definiert und 

erklärt die notwendigen (zukünftigen) Maßnahmen. Es wird ein vager, aber teils katastrophaler ökonomischer 

Ausblick mittels diverser Szenarien gewährt. Die flankierenden Maßnahmen zur öffentlichen Mobilisierung und 

Unterstützung der Regierungsentscheidung werden im Dokument ersichtlich. Leider wird dadurch auch ersichtlich, 

wieso dieses Dokument als Verschlusssache eingestuft wurde, d.h. eine Verbreitung oder Einsicht durch den 

deutschen Bürger nicht erwünscht ist. Es wurde aber wegen seiner Tragweite geleaked. 

Alle diese 17 Seiten sind, in Kapiteln gegliedert, hier unverändert als Screenshot hineinkopiert. Zwischen den 

Kapiteln, haben wir uns erlaubt zur Verdeutlichung der u. E. vorliegenden Fehlern und Probleme, Kommentare 

einzufügen, welche unsere Bewertung zeigen. Diese sind klar in hellblaue Kästchen gerahmt. Es bleibt jedem selbst 

überlassen diese zu lesen. Der Originaltext blieb, abseits farbiger Markierungen, vollkommen unverändert. 

In Summe ergibt sich für uns ein erschreckendes Bild, da: 

 Politische Entscheidungen enormer Tragweite mittels ggf. absichtlich unvollständiger Szenarien-Auswahl und 

fehlerhafter modulierter Szenarien-Analyse getroffen wurden (Kapitel 2); 

 Politische Entscheidungen durch die Art der Aufbereitung der Szenarien-Optionen und -Analysen durch deren 

Ersteller deutlich beeinflusst wurden (Kapitel 2); 

 Die gesamte Reihenfolge der strategischen Handlungsevaluieren verkehrt herum und erratisch ist, da langfristige 

Auswirkungen vor den kurzfristigen Auswirkungen in der Analyse-Reihenfolge gemacht hätten werden müssen; 

 Vage und unbestätigte Annahmen zu wichtigen epidemischen Parametern per Annahme als fest gesetzt wurden, 

in den Szenarien-Analysen aber trotzdem NICHT variiert wurden (Kapitel 2); 

 Diese vagen und unbestätigten Annahmen sodann später als Benchmark für die Tests und Statistiken ggü. der 

Bevölkerung dienen, wobei die Fakten sodann an diese Annahmen „angepasst“ werden sollen (Kapitel 4c); 

 Eine Dehnung oder Streckung der epidemischen Verteilung (Gaußglocke) gar nicht das Ziel ist, obwohl, genau dies 

uns immer wieder medial vermittelt wird – die Strategie scheint eher der Fall „Hammer & Dance“ zu sein; 

 Eine volle und breite Mobilisierung der öffentlichen Meinung hinter die Regierungsentscheidung unhinterfragt 

stattfinden soll, ähnlich wie bei einer (unsinnigen) Kriegserklärung (Kapitel 1 & 4); 

 Das Vermitteln von maximalen Schock und Panik durch mediale Verbreitung des krankheitsbedingten absoluten 

„Worst Case“ ein mehrfach und zentral definiertes Ziel des BMI ist (Kapitel 1 & 4c); 

 dies somit auch die Unabhängigkeit der Medien und Presse von der Regierung entschieden in Frage stellt; 

 Ein katastrophaler ökonomischer Ausblick, sogar noch unter vergessener Berücksichtigung des teils erfolgten, 

aber durch Corona unbeachteten, Finanzasset-Crashes erfolgt, wobei die Begründung für die dargelegten 

ökonomischen Auswirkungen zumindest irreführend, wenn nicht absurd, ist (Kapitel 3); 

  Das Dokument mit den Worten schließt, die Krisenbewältigung solle „zukunftweisend sein für eine neue 

Beziehung zwischen Gesellschaft und Staat.“ – diese aber u.E. durch das Grundgesetz hinlänglich geregelt ist. 

Es handelt sich um ein offizielles Dokument der Regierung aus dem BMI. Mache bitte sich jeder selbst seinen 

Eindruck, fangen Sie an Fragen zu stellen! Ein gesundes Misstrauen der Bevölkerung gegenüber einer Regierung ist 

erste Bürgerpflicht, gerade bei solch schwerwiegenden Eingriffen, und der Schutz der Bürger vor der Regierung ist 

Wesenszweck einer Verfassung, d.h. unseres Grundgesetzes. 

 

gez. - Nomen Nominandum, Berlin, 30.03.2020 
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Das Kapitel hebt die kommunikative Notwendigkeit zur öffentlichkeitswirksamen Verteidigung einer schon 

vorweggetroffenen Regierungsentscheidung leider über einen durchdachten Entscheidungsprozess, wie es eine 

Lage- und Strategiebeurteilung erfordern würde. Eine klare und nüchterne strategische Analyse der Sachlage aller 

möglichen Szenarien basierend auf Variation der politischen Handlungen UND der wichtigen Krankheitsparameter 

erfolgt nicht. Eine sachgemäße strategische Bewertung müsste ebenso das Wohl vieler über das Wohl weniger 

stellen, auch wenn diese Entscheidung ggf. eine zwischen „Pest“ und „Cholera“ ist. Das unter „Worst Case“ gestellte 

ökonomische Szenario, im Kapitel 3 weiter unten, stellt aber gerade dar, dass der gesellschaftliche und 

wirtschaftliche Kollaps erfolgten könnte. Das heißt: Massenarbeitslosigkeit, Zusammenbruch der Sozialsysteme, 

(Hyper-)Inflation, Zusammenbruch des Geldsystems und des Rechtsstaats, marodierende Banden, Mord, 

Vergewaltigung, Raub, Kollaps des Nationalstaats, Zerfall in Kleinstrukturen, ggf. Bürgerkrieg und Anarchie.  

Entsprechend sind die ökonomischen Folgen etwaiger Handlungen erst zu bewerten und sodann die möglichen 

Einschätzungen dieser auf die daraus folgende Verbreitung der Krankheit. Das Papier geht allerdings genau anders 

herum vor und definiert erst die Szenarien zur Krankheitsentwicklung, samt dadurch suggerierten Handlungen unter 

dem folgenden Kapitel 2. Die dort als “Worst Case“ definierte Krankheitsentwicklung suggeriert sodann via 

Abschreckung und Benchmark eine vermeintlich alternativlose Regierungs-Handlung und zeigt danach mehr oder 

weniger „gewürfelte“ ökonomische Folgeszenarien skizziert und Gott-gegeben auf. Das ist u.E. einer SCHWERER 

strategischer Fehler in der Bewertungsreihenfolge, der geeignet ist kurzfristig denkende Politiker zu manipulieren. 

Der ökonomische „Worst Case“, weiter unten bei Kapitel 3 aufgeführt, legt dar, dass die Wirtschaft um 30-40% 

einbricht und diverse wirtschaftliche, gesellschaftliche und staatspolitische Strukturen der Nation kollabieren. 

Dies hat dauerhaft für das gesamte 21. Jahrhundert Deutschlands nachhaltige Folgen für alle Bürger der Nation, 

die vollkommen unermesslich sind. Es geht hier nicht nur um ein paar fehlende Euro oder etwas, was Schulden, bzw. 

eine EZB mit frisch gedrucktem Geld einfach auffangen könnte. Es betrifft die gesamte Bevölkerung, Arbeitsplätze, 

die zukünftige Finanzierbarkeit irgendwelcher sozialen Sicherungssysteme, die zukünftige Finanzierbarkeit eines 

angemessenen Gesundheitssystems, die Bildungsfinanzierung, sämtliche Unternehmen, den gesamten 

Lebensstandard aller Bürger und das für eine lange Zeit. 
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Es ist zwar eine Entscheidung, die man Niemanden wünschen möchte, aber ERST muss die gesamte Zukunft einer 

Nation, samt ihrer gesamten Bevölkerung im Fokus stehen und nicht der mögliche Tod von 1% der Bevölkerung im 

absolut schlimmsten Fall, SOFERN beides gegenseitig voneinander abhängt. Hätten wir 1919 so kurzsichtig 

gehandelt, wäre Deutschland damals mit Sicherheit in Chaos, Kommunismus oder Anarchie versunken. Das klingt 

unangenehm und kaltherzig, verhindert aber mehr Elend und Tod später. Ein Land, das kein vernünftiges 

Gesundheitssystem mehr finanzieren kann, wird noch viel mehr Folgetote alter Menschen in Zukunft erleiden – 

siehe Italien heute und dieses System wäre hierzu im Verhältnis geradezu noch gut finanziert. Von den 

katastrophalen und menschlich fatalen anderen Auswirkungen eines ökonomischen und gesellschaftlichen Kollapses, 

möchten wir hier zur Vermeidung des Vorwurfs von Panikmache, nicht weiter reden. Entsprechend hätten die 

ökonomischen und gesellschaftlichen Auswirkungen als langfristige Effekte maßgebend für die zu treffende 

Entscheidung der sodann definierten bestmöglichen Bekämpfung der kurzfristigen Krankheitseffekte sein müssen. 

Wer das anders sieht, mag ein anständiger und barmherziger Mensch sein, er richtet aber so ggf. weit 

katastrophalere Folgen für alle und mehr Tote an. Ein strategischer Entscheider muss LANGFRISTIG denken und 

das WOHL ALLER als wichtigstes Ziel im Kopf haben. 

Besonders bedenklich ist, dass nachdem in der Einleitung die Verhinderung des krankheitsbedingten „Worst Case“ 

vorweggenommen als das Hauptziel ohne eine Erklärung definiert wird, sodann die darauf zu folgenden 

kommunikativen Handlungen aufgeführt werden: 

So definiert der Punkt „Kommunikation“ und „Geschlossenheit“ das indirekte Ziel maximale Panik durch intensive 

Kommunikation des krankheitsbedingten „Worst Case“ zu erzielen und eine kriegsähnliche Geschlossenheit hinter 

den Maßnahmen der Regierung zu erreichen. Das heißt auch nicht, dass man ihn hätte verschweigen sollen, nur 

eben mehr an einer wirklich seriösen Darstellung zu arbeiten und ihn als unwahrscheinlichen „worst case“ zu 

benennen.  

Dies mutet einer Propaganda für Regierungs-Politik an, zumal dies noch eine hoch fragwürdige strategische 

Entscheidung ist. Die ganze Wortwahl suggeriert tatsächlich einen Vergleich zur Kriegspropaganda nach getroffener 

Kriegserklärung durch die Regierung. Der ökonomische weit katastrophalere „Worst Case“ wird dabei aber 

gleichzeitig den Bürgern verschwiegen. Auch hat die Kommunikationsmodus „Panikmache“ mittlerweile zu 

verstörtem Verhalten der Bürger gegenüber den Gesundheitssystem geführt, was mittlerweile eine ebenso große 

Belastung für dieses bedeutet, wie das Virus selbst. 

Weitere Textstellen suggerieren, dass diese problematische strategische Entscheidung der Regierung nur kurzfristig 

zu denken und ökonomische und staatspolitische Folgen hintan zu stellen, mehr dem rein politischen Ziel dient, die 

Regierung als großartigen Krisenhändler darzustellen und die Shutdown-Entscheidung so sinnig oder unsinnig sie 

sich nachträglich zeigt, als die einzig richtige oder erneut als alternativlos darzulegen. Sie ist es aber nicht, wie uns 

andere Nationen direkt vormachen. 
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Was machen die Ausführungen zu den drei Szenarien besonders deutlich: 

1. Die Folgen der Krankheit werden abstrakt auf Basis vager Schätzungen zu den Krankheitsparametern vor den 

Folgen etwaiger Gegenmaßnahmen der Regierung bewertet, wobei diese aber maßgebend sind, wie sodann 

die ökonomischen und gesellschaftlichen Folgen einzuschätzen sind. 

2. Das schwedische Vorgehen, also Isolierung der Risikogruppen, ist als Option nicht einmal dargestellt. Wer 

hat dieses Dokument geschrieben und wollte durch absichtliche Auslassung dieses geeigneten 

Kompromisses zwischen ökonomischen und Krankheitsaspekten diese Option vorab argumentativ aus dem 

Spiel nehmen? 

3. „Hammer and Dance“ (Fall 3) wurde durch den Ersteller der Szenarien den politischen Entscheidern 

eindeutig als die suggerierte Empfehlung untergeschoben, denn strategisch gar nicht oder nur kurzfristig 

denkende Politiker werden sich automatisch für diesen Fall entscheiden, alleine auf Basis der hier 

dargestellten Zahlen. Es bleibt vollkommen unerklärlich, wieso hier nur plötzlich mit ca. 12000 Toten 

gerechnet wird. Es wird in diesem Fall wohl ein perfekt funktionierender bürokratischer Erfassungs- und 

Isolierungsapparat unterstellt, der in den beiden anderen Fällen einfach per Annahme nicht vermutet wird. 

Dies wird aber nicht erwähnt. Hier wurde wohl an den Modellparametern des Szenarios wohlwollend 
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herumgespielt. Wer auch immer dieses Papier oder die zu Grunde liegenden Szenarien entworfen hatte, 

wollte, dass sich die „Entscheider“ für Fall 3 „Hammer and Dance“ entscheiden und wir können davon 

ausgehen, dass dies bisher die Marschrichtung der aktuellen Regierungspolitik ist. 

4. Die Ansteckungs- und Fallsterblichkeitsraten werden sehr vage und vermutlich überschätzt definiert. Sie 

werden per Dekret und ohne Variation in allen Szenarien als gleich angenommen. Die Szenarien 

unterscheiden somit alleine auf Basis der verschiedenen politischen Handlungen, nicht auf Basis von 

Variationen dieser einfach als fest gesetzten, aber vage geschätzten Eingabeparameter, obwohl diese keine 

Validierung haben und sehr ENTSCHEIDEND für den epidemischen Verlauf sind. Eine ordentliche Szenarien-

Analyse hätte aber für alle politischen Handlungsmodelle auch pessimistische, mittlere und optimistische 

Ansteckungs- und Fallsterblichkeitsraten für JEDE der drei Handlungsoptionen darlegen müssen. Dies ist 

eindeutig nicht erfolgt, obwohl es um Entscheidungen mit gewaltiger Tragweite für die Nation und 

Volkswirtschaft geht. Es ist eine inhärent beeinflussende und unzureichende Szenarien-Analyse bei der die 

wesentlichen Einflussgrößen nicht variiert wurden. Es hätten also neben einer Variation der endogenen 

Variablen (Politische Handlungen) auch eine Variation der exogenen Variablen (Krankheitsparameter) der 

Szenarien-Analyse verwendet werden müssen. Dies stellt das Papier auf S.16 oben indirekt auch mehr oder 

weniger versehentlich fest. 

Erneut zeigen sich hier die strategische Fehleinschätzung, denn erstens wurde, wie weiter oben unter Kapitel 1 

dargestellt, die falsche Reihenfolge der Bewertung an den Tag gelegt, also NICHT erst die Handlungen mit ihren 

ökonomischen Auswirkungen und DANN den krankheitsbedingten Szenarien auf Basis möglicher Einschränkungen 

als Folge dargelegt. Dies würde aber in Hinblick der Schwere und Nachhaltigkeit der Auswirkungen einer 

ordnungsgemäßen strategischen Bewertungsreihenfolge einer Regierung dienen. Lassen Sie sich nicht durch 

barmherzigkeitsreden der Politiker blenden. Sie machen es nicht aus Barmherzigkeit, sondern weil sie es jetzt 

politisch nicht mehr zugeben können, ggf. den falschen Weg gewählt zu haben.  

Zweitens wurde dieser strategische Fehler hier nun ergänzt um eine beschnittene und fehlerhafte Szenarien-

Analyse, welche einerseits, mindestens eine ganz wesentliche Option vorenthält und andererseits, keine 

Variabilität der wesentlichen numerischen epidemischen Einflussgrößen (Ansteckungs- und Fallsterblichkeitsrate) 

abseits der politischen Handlungen sogenannter „Entscheider“ darlegt. Kein ernst zu nehmendes Unternehmen 

würde auf Basis einer solchen Szenarien-Analyse schwerwiegende Entscheidung treffen. Umso mehr da 

offensichtlich ist, dass wesentliche Optionen verschwiegen wurden und „Entscheider“ durch die Art der 

Aufbereitung in ihrer „Entscheidung“ maßgeblich beeinflusst werden sollten.  

Die Darstellung, suggestive Unterstützung und absichtlich abschließende Nennung als 3. und letzter Fall, also 

„Hammer and Dance“, deutet allerdings auf eine bewusste psychologische Beeinflussung des „Entscheiders“ auf 

dieses Ziel hin. Es soll absichtlich einen kurzer und schwerer ökonomischer Schock generiert werden.  

Hierzu lohnt es beispielsweise einen Blick auf die Profiteure der Krise im Finanzbereich zu werfen, welche den 

überfälligen Finanzcrash so vorzüglich hinter Corona verstecken können, gleichzeitig große Gewinne am langfristigen 

Anlagemarkt (Staatspapiere) realisieren und durch Leerverkäufe am Aktienmarkt ebenfalls generieren konnten. 

Zudem wird die Staats- und Unternehmensverschuldung in die Höhe getrieben. In einem Fiat-Geldsystem profitieren 

gewisse Akteure von einem solchen Umstand. Zudem können nun viele Realwerte und Unternehmen mit diesem 

erzocktem oder frisch gedruckten Geld sehr günstig gekauft werden. Viele Bürger sind noch so durch den medialen 

Corona-Knall abgelenkt, dass sie den seit Anfang März verlaufenden Crash der Asset- und Finanzmärke bisher nicht 

wirklich mitbekommen haben. 
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Dieser Teil befasst sich mit den ökonomischen Folgen und beginnt mit einer richtigen Einschätzung zur Funktionalität 

einer modernen global vernetzten Volkswirtschaft wie der deutschen. Sodann erfolgt aber schon zu Beginn des 

dritten Absatzes und weiter unten, bei der Einleitung der Szenarien sowie ebenso über diese verteilt, eine 

vollkommen unerklärte und haltlose Aussage: Die ökonomischen Folgen, d.h. Szenarien, würden ausschließlich auf 

Basis des Erfolges zur Eindämmung des Covid-19-Virus beruhen. Mit keinem Wort wird klar darauf hingewiesen, 

dass bereits die politischen Handlungen zur Einschränkung der wirtschaftlichen Aktivität, egal wie gefährlich das 

Virus nun wirklich ist sowie der geforderten Panikmache zum „Worst Case“ die ökonomischen Folgen selbst 

bewirken. Der politische „Entscheider“ wird derlei manipuliert, dass nicht etwa seine Entscheidung und die 

Panikmache, sondern alleine der Virus und der Erfolg dessen Bekämpfung, zentral für den realisierten 

ökonomischen Ausgang sei. Das ist mindestens eine fragwürdige Einschätzung, wenn nicht glatt weg bewusst 

irreführend und falsch. Dies deutet auch der zu den Szenarien einleitende Satz an:  
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„Die Dauer der Unterbrechung normaler Arbeitsteilung und Marktprozesse (hier national) ist dafür die 

maßgebliche Einflussgröße.“ 

Wenngleich nicht zu verneinen ist, dass ein Virus, samt Erkrankung und Toten, allerdings ohne mediale und 

regierungsgetriebene Panikmache, die wirtschaftliche Aktivität negativ beeinflussen, sind doch die entscheidenden 

Komponenten auf die wirtschaftliche Aktivität die staatlichen Restriktionen sowie die organisierte Panikmache 

selbst. Erneut werden hier also die fehlerhafte Reihenfolge der strategischen Bewertung der Szenarien sowie eine 

mehr oder wenige bewusste Manipulation der politischen Entscheidung in diesem Dokument deutlich. 

In der Einleitung zu den Szenarien sowie bei ihrer Beschreibung wird ebenfalls klar, dass die wesentlichen 

ökonomischen Rückkopplungseffekte in keinem der Szenarien bereits inkludiert sind. Alle Szenarien gehen im 

Wesentlichen von einem starken realwirtschaftlichen Schock aus, ignorieren aber den verdeckt erfolgten und bisher 

unbemerkten Finanz-Schock. Dieser wird jetzt schon zu direkten Rückkoppelungen auf die Realwirtschaft durch die 

Vernichtung deutlicher Assetwerte und einer finanziell wie psychologisch bedingten Kontraktion des Kreditmarktes 

durch die Banken führen. Diese werden sich wohl durch Unternehmenspleiten und ausfallende Kredite für die 

Banken noch verstärken. Es wird zu negativen wechselseitigen Rückkoppelungen zwischen Finanzmarkt und 

Realmarkt kommen. Auch das bereits angekündigte „Gelddrucken“ durch die Notenbanken wird bei gleichzeitig 

einbrechender Produktion nicht das Problem lösen, sondern eher eine deutliche Inflation beschwören – es handelt 

sich um eine ähnliche Situation wie 1923 in Deutschland. Bereits jetzt beginnen verdeckte Online-Bankenrushs und 

ein historisch beinahe einmaliger Ansturm auf Gold. Die Erwartungshaltung der Bürger ist also schlecht und wir 

steuern geradewegs in eine „Stagflation“. Summa summarum trifft also die realwirtschaftliche Krise auf einen seit 

2008 niemals wirklich gesundeten Finanzmarkt. Dieser wurde lediglich durch mehr Geld und Schulden als Dauer-

Droge fortwährend vor dem Crash bis heute, 2020 bewahrt. Corona war nun der Funken, der das Gas rapide zum 

explodieren brachte, wobei der Knall aber medial durch Corona und die alltäglichen Einschnitte überschattet wurde.  

Darüber hinaus geht der Text davon aus, dass die Bürger nach einem Ende der Regierungsbeschränkungen mehr 

oder weniger einfach wieder ganz normal weiter machen und konsumieren – als hätte es Corona nie gegeben. Das 

ist eine gefährlich naive massenpsychologische Annahme. Bereits der oben angedeutete Gold-Rush deutet auf eine 

erhöhte Sparquote der deutschen mit Flucht in physische Assets hin. Die Immobilienblase droht ebenso zu platzen, 

spätestens bei Einsetzen der Kündigungen und folgender Hypothekenkreditausfälle wegen lächerlich unrealistischer 

Tilgungspläne. Die Annahme, dass der Konsum danach einfach ganz normal weiterginge, ist hochgradig optimistisch, 

insbesondere auch in Hinblick auf die Psychologie einer durch Regierung kommunizierten Weltuntergangspanik. 

In Folge ist das Szenario 1, also der „best case“ bereits jetzt vollends utopisch (was auch die Bewertung im Text mit 

dem Wort „Hoffnungschimmer“ passend konnotiert), womit die ökonomischen Szenarien 2, 3 und 4 somit eher als 

realistische Möglichkeiten zu bezeichnen sind. Dies wird auch in der Einleitung zu allen Szenarien dargelegt:  

„Die Setzungen sind eher konservativ, bilden also eher die obere Mitte der möglichen Entwicklungen ab und sind 

kein Worst-Case-Szenarien“.  

Wie die abschließende Bewertung aller Szenarien darlegt, wird also bereitwillig eine volkswirtschaftliche 

Katastrophe, samt Anarchie und gesellschaftlichen Zusammenbruch als mögliches „Würfel“-Ergebnis eines hier 

dokumentierten katastrophalen und erratischen politischen Entscheidungsprozesses dargelegt. Hier kommt 

erneut der verheerende Aufbau dieser Entscheidungsreihenfolge zum Tragen, denn erst wird die einzige politische 

Handlung mehr oder weniger fehlerhaft vorab und alternativlos suggeriert, dann die ökonomischen Folgen als 

eine Art Würfelergebnis dargestellt, wobei hier nur der Virus und dessen Eindämmungserfolg die dafür angeblich 

steuernden Parameter seien. Das ist eine bewusste ökonomische Falschdarstellung. 

Eine korrekte strategische Aufbereitung wäre, in jedem Fall politische Handlungen auszuschließen, welche auch nur 

entfernt zu den Folgen von Szenario 4 oder mit mehr als 50% Wahrscheinlichkeit zu den Folgen von Szenario 2 oder 

3 führen könnten und darauf aufbauend die einschränkenden wirtschaftspolitischen und gesellschaftlichen 

Maßnahmen zur Eindämmung des Virus mit den möglichen Toten bei variierten Epidemie-Parametern zu 

analysieren. Ebenso wäre eine absichtliche Panikmache zu verhindern. Doch genau dies ist scheinbar NICHT das Ziel 

dieses BMI-Strategiepapiers, wie der Satz im Text belegt, sondern genau anders herum:  
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„Aus diesem Grund ist die – alle anderen Überlegungen dominierende – Strategie der Eindämmung mit 

Vorkehrungen zu verbinden, um die ökonomischen Konsequenzen so gering wie möglich zu halten.“  

Dem kurzfristig denkenden politische „Entscheider“ wird suggeriert, dass es sein alleiniges Ziel nun sein muss, Tote 

zu verhindern, egal welche Zahlengrundlagen nun korrekt seien, wenngleich er klar manipuliert wird, dass die 

Todeszahlen immens würden. Ökonomische Folgen für 80 Millionen Menschen, Verarmung, Zusammenbruch der 

Sozialsysteme, der Wirtschaftsordnung und die gesamte Zukunft Deutschlands im 21. Jahrhundert seien dabei 

durchweg sekundär, ebenso das mögliche Chaos von gesellschaftlichen Kollaps und Anarchie. Hätten wir 1919 bei 

der „Spanischen Grippe“ so dermaßen gedankenlos gehandelt, hätten wir uns damals komplett zu Grunde gerichtet 

und wären sofort im Kommunismus oder im vollkommenen Chaos gelandet – so viel auch zu  der absurden und 

später aufgeführten Argumentationsvorgabe auf S.13:  

„Außerdem sollte auch historisch argumentiert werden, nach der mathematischen Formel:  2019 = 1919 + 1929“.  

Die Logik der Formel und des gesamten folgenden Absatzes entzieht sich wohl auch den Lesern im BMI, da diese 

„Formel“ bisher medial noch nicht wirklich auffiel. 

Ebenso kann man dem Text entnehmen, dass der Regierungspolitiker sich so durch die selbst geschaffene und 

kommunizierte Krise als Krisenmanager zur Bewältigung des (selbst kreierten) Chaos beweisen könne. Ein 

kurzfristig und nur an Wahlen denkender Politiker muss es folglich als die richtige Option sehen dem proaktiven 

Aktionismus (Action Bias) hier zu folgen und den im Text deutlich suggerierten Weg zu „Hammer und Dance“ zu 

gehen. Er wäre somit aber leider eine plumpe Marionette solcher „strategischer“ Analysen und Szenarien und somit, 

wohl oder übel, ihrer Ersteller. 
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Auf die ökonomische Sinnhaftigkeit mancher der hier vorgestellten wirtschaftspolitischen Maßnahmen hier 

einzugehen verzichten wir hier aus Gründen der Prägnanz. Dies kann und sollte durch unabhängige Ökonomen an 

anderer Stelle erfolgen. Der Aufbau des Papiers folgt weiter der erratischen Entscheidungsreihenfolge, dass nun die 

vermeintlich einzige Rettung zur Vermeidung negativer ökonomischer Katastrophenszenarien, die Anwendung dieser 

hier vorgestellten wirtschaftspolitischen Instrumente sei. Auffällig ist hier auch die erneute naive Annahme, dass 

„[…] Konsumbereiche schnell wieder reaktivert werden.“ 

Abgerundet wird das wirtschaftspolitische Gruselkabinett durch die Forderung nach „Mehr EU“, wobei wir in den 

letzten Wochen rein nationales Vorgehen gesehen haben und die Funktionäre in Brüssel („Kommission“ ) sich sehr 

bedeckt gehalten haben – einzig ein Video zum richtigen Händewaschen in Unschuld wurde von der 

Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen an die Bürger der EU-Mitgliedstaaten gerichtet. Auch jetzt beginnt ein 

Run der nationalen Egoismen auf alle verfügbaren EU-Geldtröge. Wer zuerst kommt, mahlt zu erst. Hier werden die 

Kohäsions-  und Strukturfonds, die Europäische Investitions-Bank, der ESM und der EZB und alle nur denkbaren 

Tröge zur schnellstmöglichen Plünderung vorbereitet. Es gleicht dem egoistischen Vorgehen auf einem sinkenden 

Schiff. Sicherlich werden die Brüsseler-Bürokraten aber eine Vielzahl von Regelkatalogen in ihren Stuben 

vorbereiten, wie zukünftige Krankheitskrisen durch EU-Management begegnet werden kann. Ob diese auf dieser 

Titanic-EU je noch Anwendung finden werden, bleibt sehr fraglich.  

Besonders sollten die COVID-19-Gemeinschaftsanleihen Berücksichtigung bekommen. Diese sind nichts weiter als 

umbenannte Euro-Bonds, bei der alle Staaten gemeinsam für die Schuldenaufnahme haften. Dies klingt sehr 

solidarisch, ist es aber nicht. Die Nationalstaaten haben alle eigen und unkoordiniert gehandelt, was ihr gutes Recht 

und auch ggf. ihre Pflicht ist. Die nun auf all diese zurasende Pleitewelle, auch größerer maroder Finanzinstitute, 

welche im Schatten des Corona-Spektakels gewaltige Verluste hinnehmen mussten, wird mit solchen Eurobonds nur 

zu unüberlegten nationalen „Rettungsorgien“ führen. Wenn einzelne Nationalstaaten wissen, dass sie die Vorteile 

der Rettungen selbst genießen können, die damit verbundenen Nachteile, d.h. Schulden aber auf alle Euro-

Staaten verteilt werden, wird es zu einer katastrophalen Überbeanspruchung von solchen „Rettungen“ und diesen 

Anleihen kommen. Dies gilt es auch noch unter dem Eindruck der engen Verflechtungen zwischen Regierungen 

und großen Finanzmarktakteuren zu berücksichtigen. Das ist leider die sogenannte „Tragik der Allmende“. Die 

Schulden würden noch weit rapider steigen. Staaten welche in der Vergangenheit besser gewirtschaftet haben, 

würden bestraft auf Kosten in der Vergangenheit schlecht wirtschaftender. Ein weiterer großer Trog würde 

aufgemacht, bei dem „first come, first serve“ gelten würde. 
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Zu 4a)  

Erneut wird aktive Panikmache als Ziel hervorgerufen. Der krankheitsbedingte „Worst Case“ soll – ohne vorherige 

Gewissheit zu den Ansteckungs- und Fallsterblichkeitsraten (Kapitel 2) dem Bürger bar aller statistischen 

Grundregeln eingehämmert werden. Das nennt man „Panikmache“. Die Formulierung 

„Um die gewünschte Schockwirkung zu erzielen, […]“ 

macht dies leider besonders deutlich. Ebenso sollen wissenschaftliche Komponenten wie die Fallsterblichkeitsraten 

unterdrückt werden – mit dünner Argumentation, dass ansonsten nur asoziales Verhalten an den Tag gelegt würde. 

Faktisch ist eher das einsame Sterben vieler alter Menschen in den Krankenhäusern sehr asozial. Eine 

prophylaktische Isolierung der Risikogruppen wäre ebenso nicht asozial, sondern zweckmäßig, zumal auch die 

„Dance“-Phase des Fall 3 (Hammer & Dance) es vollkommen notwendig macht. Hier findet sich auch die bereits 

zuvor erwähnte „Formel“ 2019 = 1919 + 1929, welche in ihrer historischen und mathematischen Unsinnigkeit keiner 

weiteren Erklärung bedarf. Wenn nicht mathematisch, aber doch historisch korrekter wäre unseres Erachtens hier: 

1919 + BMI + EU*EZB = 1923 + (1929)² + 2008. Das zeigt auch die ökonomische Angst und Erwartungshaltung der 

Bürger sowie deren Flucht in physische Assets. 

Zu 4b) 

Die EU hat bisher weder eine aktive Rolle gespielt und wird dies jenseits eines großen Troges zum schnellstmöglichen 

nationalen Leerfressen auch nicht spielen. Viele vergessen, dass entgegen der deutschen Träumereien, die EU ein 

Apparat zur Durchsetzung nationaler Interessen auf einer Ebene des gemeinsamen Austauschs, aber gegenseitiger 

politischer Druckausübung ist. Dem deutschen Michel ist in seiner ideologischen Naivität leider oft nicht zu 

vermitteln, dass die EU erst seit den 1990er Jahren existiert und somit NICHT für den Frieden in Europa 

verantwortlich ist. Dafür waren vernunftbegabte Politiker, die Erinnerung an den 2. Weltkrieg sowie das 

Damoklesschwert eines Kalten Krieges viel eher verantwortlich. Alle diese drei Komponenten fehlen heute mehr 

oder weniger und wurde ersetzt durch einen Brüsseler Technokraten-Apparat zur Durchsetzung nationaler 

Interessen auf gemeinsamen Parkett mit großen Geldtrögen und hinter netter Fassade sowie zweckentfremdeter 

Hymne. 

Zu 4c) 

Dieses abschließende Kapitel ist hoch besorgniserregend – nicht wegen der Krankheit, sondern den Handlungen 

der uns als unabhängig geltenden Medien. Die hier dargestellten Maßnahmen wurden wie im Kapital 1 durch die 

Medien vollends und scheinbar blindlings mitgetragen. Dies suggeriert zumindest eine gefährliche Nähe zwischen 

Regierung und Medien, wobei Letztere die eigentliche Aufgabe hätten, die Szenarien, die Strategie und Folgen 

mindestens kritisch zu hinterfragen, wenn schon das BMI dies offensichtlich nicht oder unzureichend tat. Die 

folgenden Sätze sind darüber hinaus, besonders erhellend: 

„In der exponentiellen Phase kann man in europäischen Ländern von einer vorläufigen (naive) Fallsterblich-

keitsrate (Tote geteilt durch bestätigte Fälle) von 1% ausgehen, wenn ein Grossteil aller Fälle durch Testen 

gefunden wird. Wenn die Fallsterblichkeit unter diesem Wert liegt, muss davon ausgegangen werden, dass die 

Anzahl der Toten nicht richtig gezählt wird. Wenn die Fallsterblichkeit darüber liegt, Tote * 100, so viele Fälle 

müssten wir finden.“  

Die Rechtschreibfehler wurden absichtlich übernommen. Die in Kapitel 2 einfach behauptete Fallsterblichkeitsrate 

von 1% ist also ausschlaggebend. Die statistisch ermittelten Fakten sollen also einfach an die vage Annahme 

angepasst werden. Dies ist unwissenschaftlich im Quadrat. Es ist zudem unethisch und eine Verletzung der 

Grundsätze der Logik. Nun sehen wir in den vergangenen Wochen, wie: 

 die Grunddurchseuchungsrate ignoriert wird, also der Denkfehler namens „Base-rate-neglect“ betrieben wird; 

 jeder Tote, der Corona hatte, aber egal ob das die Todesursache war, zu Corona-Toten eingerechnet wird; 

 ein Selektions-Bias betrieben wird, da oft nur Betroffene getestet werden, welche über stärkere Symptome 

verfügen und dies sodann wieder die Mortalität ins Negative verzerrt. 
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 das RKI am 24.03.2020 einfach die Definition zur Zählung eines Covid-19-Falles änderte – nun reicht das alleinige 

Vorherrschen gewisser Symptome ohne einen labortechnischen Positiv-Test, obwohl im Moment zu dieser 

Jahreszeit zahllose Krankheiten grassieren, die Corona-ähnliche Symptome aufweisen; 

 Die Anwendung von Bayes-Theorem ignoriert wird, dass besagt, dass nur durch einmalige Positivtestung 

keineswegs sichergestellt wird, dass die Krankheit auch wirklich vorliegt (Fehlerwahrscheinlichkeit des Tests mit 

Hinblick auf die Vielzahl der NICHT-Infizierten und entsprechend fehlerhaftem Positivbefund) – in Folge also eine 

erhebliche Anzahl an fehlerhaft positiv getesteten Personen vorliegen; 

 Gleichzeitig ist der Regierung aber Bayes-Theorem wohl bekannt, sonst würde man Angela Merkel nicht richtiger 

Weise mehrfach testen, um sicher zu ihrem Befund zu sein; 

 Uns ständig suggeriert wird, dass auch jüngere Menschen sterben können, während gleichzeitig ein 

Durchschnittsalter von ca. 80 Jahren bei den Verstorbenen vorherrscht – dies müsste bei einer nennenswerten 

Anzahl jüngerer Menschen auch den Tod diverser 110 und 120jähriger bedingen (Durchschnitt!). Letztere gibt es 

aber kaum bis gar nicht in Deutschland; 

 (Schwere und diverse) Vorerkrankungen eine absolut maßgebende Rolle spielen; 

 Die steigenden Infektionsfallzahlen panisch verbreitet werden, obwohl auch dieses Dokument des BMI korrekt 

darlegt, dass dies vielmehr auf die deutliche Zunahme des Testens zurückzuführen ist. Gleichzeitig ist die bereits 

ggf. längst vorliegende höhere Grunddurchseuchungsrate ignoriert worden, zumal vielen die Symptome kaum 

oder gar nicht auffallen und schon gar nicht ohne mediale Corona-Panik wohl je aufgefallen wären. 

 Mortalitätsstatistiken in Europa, außer für Italien, welches allerdings im Norden über eine der ältesten 

Bevölkerung Europas verfügt, bisher keine nennenswerten Ausschläge zeigen. 

 Die Bevölkerung mit Todeszahlen in Angst und Schrecken versetzt werden, ohne diese in Bezug zu den normalen 

täglichen/wöchentlichen Todeszahlen in den diversen Nationen mit ihren vielen Millionen Einwohnern zu setzen. 

 Die Bevölkerung darüber hinweggetäuscht wird, dass Covid-19 in China in den Griff bekommen wurde, obwohl in 

China einfach – bei 1,4 Mrd. Einwohnern auch verständlich – NICHT mehr im Land getestet wird, sondern nur 

noch an den Grenzen und bei Einreise.  

Ebenso wird der Einsatz von „Big Data“ und „Location Tracking“ verlangt. Diese starken Bürgerrechtseingriffe 

machen aber nur überhaupt einen Sinn, wenn bereits die reguläre behördliche Erfassung fehlerfrei und effizient 

verläuft. Dies scheint aber nach diversen Berichten keineswegs der Fall. Die Attribute chaotisch und unkoordiniert 

scheinen es besser zu treffen. Die Regierung machte die Sache mit der kommunizierten maximalen Panik auch kaum 

besser. So ist schon abseits einer verfassungsrechtlichen Verhältnismäßigkeitsfrage die Sinnhaftigkeit solcher 

Bürgerrechtseingriffe nicht gegeben. In puncto Bargeldabschaffung sollte eine ähnliche Vorsicht beim Bürger 

herrschen, die wir hier aber nicht näher beleuchten wollen, da deren Gründe und Profiteure rein gar nichts mit 

Corona oder Erregerverbreitung zu tun haben. 

Uns wird als der anscheinende Inflexionspunkt der 13. oder 20.04 genannt. Dieser bezieht sich auf die „ermittelten 

Fälle“, also jene welche wir bspw. in den Nachrichten kommuniziert bekommen. Dieser liegt also nach dem 

tatsächlichen Inflexionszeitpunkt, da eine Verzögerung durch die Notwendigkeit der Testermittlung herrscht.  

Der Inflexionspunkt ist definiert als der Zeitpunkt an dem die Zunahme der Infektionsfälle von einem Tag zum 

nächsten Tag nicht mehr weiter steigt, sondern sinkt – also wo die Drehrichtung der Kurve sich ändert von „gegen 

den Urzeigersinn, d.h. links“ zu „im Urzeigersinn, d.h. rechts“. Es ist mathematisch der Vorzeichenwechsel der 2. 

Ableitung der Infektionsfälle-Kurve. Dieser Punkt wurde, für jeden offensichtlich, bereits am 26. oder 27.03. 

erreicht, obwohl das RKI mittlerweile alles kreuz und quer sogar noch zu Corona dazu rechnet. Folglich scheint 

bereits jetzt die gesamte Tabelle auf Seite 16 vollkommen falsch und nutzlos. Ergo war der wesentliche R-Wert 

(vgl. Kapitel 2), also die Ansteckungsrate falsch angenommen worden, was eine geeignete Szenarien-Variation dieser 

wichtigen Variable auch hätte modulieren müssen. Alternativ könnte auch die Immunität oder die Schwere der 

Infektion, bzw. Mortalität falsch eingeschätzt worden sein, da ggf. viele Bürger bereits mit Covid-19 infiziert sind, 

dies aber nicht merken, da der Verlauf absolut harmlos war. Das Mehr an Testen, findet nun ggf. nur mehr der 

Grunddurchseuchung. Viel ist denkbar, doch eine sachgemäße Szenarien-Analyse mit Entscheidungen dieser 

Tragweite hätte dies modulieren MÜSSEN. 
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Abgerundet wird das Kapitel durch eine Vielzahl „mobilisierender“ und propagandistisch anmutender 

Maßnahmen, welche die Regierungsentscheidung unhinterfragt und blindlings flankieren sollen. Andere 

Meinungen oder kritische Fragen sollen unterdrückt werden – wie bspw. die „Verbreitung von Falschinformationen“. 

So forderte auch die Bundeskanzlerin die Bürger auf, „nur den offiziellen Mitteilungen Glauben zu schenken“ – sprich 

der Regierung! Anerkannte Professoren, welche andere Meinungen äußern, sollen ignoriert werden? 

Dieses Dokument hier präsentiert aber nur das Originaldokument des BMI, welches dort verständlicherweise als 

„Verschlusssache – nur für den Dienstgebrauch“ (VS-NfD) eingestuft wurde.  Natürlich handelt es sich um ein 

offizielles Dokument, aber eben keines, dass auch der Bürger sehen sollte. Die hier in blauen Kästchen zugefügten 

Kommentare entsprechen einer individuellen Einschätzung und sind daher keine absichtlichen Falschinformationen. 

Jeder möge sich bitte, bitte selbst ein Bild machen.  

Es entsteht für uns in Summe der Eindruck, dass die Zivilgesellschaft blindlings eine durch Zahlen manipulierte 

Regierungsentscheidung ohne Murren oder Fragen mittragen soll und hierfür auch die Medien „mobilisiert“ 

wurden, um sodann wesentliche Verfassungsrechte der Bürger für eine unhinterfragte und ungeprüfte 

Regierungshandlung auszuhebeln. Diese stürzt sodann Nation in Schulden und Chaos, als deren heldenhafter 

Retter sich die gleiche Regierung dann aufspielen kann. Die Regierung, nun gefangen in einer unsinnigen und 

durch manipulierend aufbereitete Zahlen getroffenen Entscheidung, muss nun aber alle Hebel in Bewegung 

setzen, ihre Entscheidung nachträglich sinnvoll wirken zu lassen, um nicht Ämter und Wahlen zu verlieren. Dem 

RKI wird dies langsam zu gefährlich und unwissenschaftlich – man zieht sich zurück und lässt der, neben der WHO 

ebenfalls von Bill Gates finanzierten, John-Hopkins-University die Aufgabe der weiteren, statistisch nahezu komplett 

wertlosen Informationskampagne, bzw. Panikmache. 

Der Zweck einer Verfassung (Grundgesetz) ist es, uns Bürger vor der Regierung, d.h. der Exekutive grundlegend zu 

schützen, egal wer in dieser Regierung gerade sitzt und wie sie versucht Bürgerrechtseingriffe als notwendig 

darzustellen. Die Aufgabe der Medien ist es zu hinterfragen und aufzuklären und nicht Regierungsmitteilungen 

blind zu verbreiten. In dieser Hinsicht ist gerade der letzte Satz dieses Dokumentes wirklich besorgniserregend, 

aber auch erhellend. All diese Maßnahmen sollen 

„[…] zukunftweisend sein für eine neue Beziehung zwischen Gesellschaft und Staat.“ 

Darauf können wir gerne verzichten, mitsamt der aufkommenden sozialistischen Kommandowirtschaft. Unsere 

Verfassung regelt diese Beziehung erschöpfend und erfolgreich, abweichende Vorstellungen des BMI oder der 

Regierung zur Beziehung zwischen Gesellschaft und Staat sollten durch den Verfassungsschutz gründlich geprüft 

und geahndet werden.  

 

„Wer bereit ist, wesentliche Freiheitsrechte für kurzzeitige Sicherheit aufzugeben, hat weder Freiheit, noch Sicherheit 

verdient und wird am Ende beides verlieren.“ – Anonyme Erweiterung des Zitates von Benjamin Franklin, einer der 

Gründungsväter der USA. 

 


